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1. Einleitung

Nach einem mehrjährigen Gesetzgebungsverfah-
ren hat der Bundestag am 24. Juni 2016 ein Re-
gelungspaket zum Fracking beschlossen, das mit 
dem Gesetz zur Änderung wasser- und natur-
schutzrechtlicher Vorschriften am 11.2.2017 end-
gültig in Kraft trat. Damit fasste er die rechtlichen 
Voraussetzungen für das Fracking (Hydraulic 
Fracturing) zur Gewinnung von Erdgas, Erdöl und 
Erdwärme neu. Zuvor galt in einigen Bundeslän-
dern aufgrund von Moratorien seit 2011 praktisch 
ein Frackingverbot.

Mit diesem Regelungspaket wird ein neuer Geneh-
migungsrahmen für das konventionelle Fracking ge-
schaffen. Verboten bleiben soll dagegen das unkon-
ventionelle Fracking in Schiefer-, Ton-, Mergel- so-
wie Kohleflözgestein.

Neben dem bisher bereits erforderlichen berg-
rechtlichen Rahmenbetriebsplan ist zusätzlich ei-
ne Umweltverträglichkeitsprüfung („UVP“) und 
eine wasserrechtliche Erlaubnis erforderlich. 
Hierzu ist ein Planfeststellungsverfahren durchzu-
führen, welches ein Anhörungsverfahren unter Be-
teiligung von Behörden und der Öffentlichkeit er-
forderlich macht. 

Im Hinblick auf die gesellschaftlichen Diskussio-
nen zum Fracking und die umfangreichen rechtli-
chen Anforderungen an das Genehmigungsverfah-
ren ist eine umfassende rechtliche Beratung emp-
fehlenswert, um ein Planfeststellungsverfahren 
für ein Fracking-Vorhaben erfolgreich abschließen 
zu können. 

Diese Broschüre soll einen Überblick über den re-
gulatorischen Rahmen des Frackings und die da-
mit verbundenen Problemstellungen geben. 
Gleichzeitig möchten wir erste Lösungsansätze 
und Strukturierungsvorschläge aufzeigen.
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Das neue Regelungsregime des Frackings im Bundesberggesetz („BBergG“) und im Wasserhaushalts-
gesetz („WHG“) sieht vor, dass im Rahmen eines Planfeststellungsverfahrens der Rahmenbetriebsplan 
genehmigt und eine wasserrechtliche Erlaubnis erteilt werden kann. Dabei ist auch eine Umweltverträg-
lichkeitsprüfung nach dem Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung („UVPG“) durchzuführen.

Der Rahmenbetriebsplan
Die Genehmigung des bereits bisher erforderli-
chen bergrechtlichen Rahmenbetriebsplans er-
folgt nunmehr im Wege eines Planfeststellungs-
verfahrens gem. §§ 72 ff. Verwaltungsverfahrens-
gesetz („VwVfG“). Diese weitreichende Änderung 
gegenüber dem bisherigen bergrechtlichen Geneh-
migungsverfahren hat der Gesetzgeber relativ un-
scheinbar ohne eine Änderung des Bundesberg-
gesetzes („BBergG“) eingeführt, indem er mit-
tels einer Änderung der Verordnung über die Um-
weltverträglichkeitsprüfung bergbaulicher Vorha-
ben („UVP-V Bergbau“) nun eine Umweltver-
träglichkeitsprüfung für Fracking-Maßnahmen 
vorsieht. Für solche UVP-pflichtige Vorhaben sah 
das BBergG bereits bisher die Durchführung eines 
Planfeststellungsverfahrens vor. 

Im Rahmen der bergrechtlichen Genehmigungs-
voraussetzungen ist insbesondere die Vorsorge ge-
gen Gefahren im Rahmen des Frackings von be-
sonderer Bedeutung. Hierbei sind die Vorgaben 
der Allgemeinen Bundesbergverordnung („AB-
BergV“) und die Vorgaben der Tiefbohrverord-
nung („BVOT“) zu beachten.

Ebenso ist die Entsorgung des sog. Flowbacks, al-
so des Rückflusses der Fracking-Flüssigkeit und des 
Lagerstättenwassers, detailliert geregelt. So sind ge-
mäß § 22c ABBergV das Lagerstättenwasser und 
der Rückfluss getrennt voneinander in geschlos-
senen und dichten Behältnissen aufzufangen. Der 
Rückfluss ist dabei zu entsorgen und das Lagerstät-
tenwasser kann nur unter bestimmten Vorausset-
zungen untertägig eingelagert werden. 

Eine weitere wichtige Rolle im bergrechtlichen Ge-
nehmigungsverfahren spielen die zum Fracking 
eingesetzten Chemikalien. Hierbei sind insbeson-
dere die Vorgaben der REACH-Verordnung und 
der Biozid-Verordnung zu beachten. So müssen 
die eingesetzten Chemikalien für diesen Zweck bei 
der Europäischen Chemikalienagentur registriert 
und nach der CLP-Verordnung auch entsprechend 
eingestuft und gekennzeichnet sein. 

2. Der regulatorische Hintergrund
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Die Umweltverträglichkeitsprüfung
Weiterhin ist für eine Fracking-Maßnahme auch 
eine Umweltverträglichkeitsprüfung durchzufüh-
ren. Hierzu ist zusammen mit den Antragsunter-
lagen eine Umweltverträglichkeitsstudie („UVS“) 
einzureichen, die eine umfängliche Beschrei-
bung des Ist-Zustandes, insbesondere von Na-
tur und Landschaft und den geologischen Ver-
hältnissen der Lagerstätte enthält. Auch ist die 
Fracking-Maßnahme selbst genau zu beschrei-
ben und eine Prognose der Auswirkungen der Fra-
cking-Maßnahme auf die Schutzgüter Menschen, 
Tiere, Pflanzen, biologische Vielfalt sowie Boden, 
Wasser, Luft, Klima, Landschaft und Kulturgüter 
gemäß § 2 Abs. 1 UVPG abzugeben. Die Umwelt-
verträglichkeitsprüfung wird daher aufgrund die-
ser rechtlichen Anforderungen sehr umfangreich 
ausfallen müssen und einen entsprechenden Zeit-
aufwand erfordern, der bei der Projektplanung zu 
berücksichtigen ist. 

Die wasserrechtliche Erlaubnis
Eine weitere wesentliche Änderung ist, dass Fra-
cking-Maßnahmen ebenso wie die untertägige Ab-
lagerung von Lagerstättenwasser sog. unechte Ge-
wässerbenutzungen im Sinne des § 9 Abs. 2 Was-
serhaushaltsgesetz („WHG“) darstellen, die ei-
ner wasserrechtlichen Erlaubnis gem. § 8 WHG 
bedürfen. Das Erfordernis einer zusätzlichen was-
serrechtlichen Erlaubnis ist deshalb von besonde-
rer Bedeutung, da das Wasserrecht ein repressives 
Verbot mit Befreiungsvorbehalt enthält und die 
Erteilung einer wasserrechtlichen Erlaubnis im 

Ermessen der zuständigen Genehmigungsbehör-
de steht. Dagegen enthält das Bergrecht lediglich 
ein präventives Verbot mit Erlaubnisvorbehalt, so-
dass bei Vorliegen der Genehmigungsvorausset-
zungen ein Anspruch auf Erteilung der Genehmi-
gung des bergrechtlichen Rahmenbetriebsplans 
Erlaubnis besteht. Für die Praxis bedeutet dies ei-
ne Verschärfung der Genehmigungsanforderun-
gen an das Fracking. 

Die wasserrechtliche Erlaubnis erteilt die Planfest-
stellungsbehörde im Einvernehmen mit der zu-
ständigen Wasserbehörde als selbständigen Teil 
des Planfeststellungsbeschlusses. Dementspre-
chend ist neben der Planfeststellungsbehörde 
auch die Wasserbehörde an dem Genehmigungs-
verfahren für eine Fracking-Maßnahme beteiligt, 
die die geplante Fracking-Maßnahme aus einem 
wasserrechtlichen Blickwinkel betrachtet.

Für das Fracking enthält das WHG besondere Ver-
sagungsgründe. So besteht ein generelles Verbot 
von unkonventionellem Fracking (§ 13 Abs. 1 Satz 
1 Nr. 1 WHG), also von Fracking in Schiefer-, Ton- 
oder Mergelgestein sowie Kohleflöz-Gestein. Hier-
von ausgenommen sind lediglich vier Erprobungs-
maßnahmen für unkonventionelles Fracking im 
ganzen Bundesgebiet.

Weiterhin ist Fracking in oder unter bestimmten 
geschützten Gebieten, wie etwa Wasserschutzge-
bieten, verboten. Der Landesgesetzgeber kann zu-
sätzlich in Bereichen des noch laufenden oder ehe-
maligen untertägigen Bergbaus (konventionel-
le) Fracking-Maßnahmen verbieten. Zudem dür-



fen die verwendeten Fracking-Gemische maximal 
schwach wassergefährdend im Sinne der CLP-Ver-
ordnung sein. Auch muss die Einhaltung des Stan-
des der Technik jederzeit sichergestellt sein. 

Die wasserrechtliche Erlaubnis ist mit Nebenbe-
stimmungen zu versehen. Hierzu gehören insbe-
sondere Überwachungspflichten hinsichtlich des 
Grundwassers und der oberirdischen Gewässer im 
Einwirkungsbereich der Fracking-Maßnahmen. 
Zudem wird die Erlaubnis nur befristet erteilt.

Das Planfeststellungsverfahren
Die Zulassung des Rahmenbetriebsplans und die 
Erteilung der wasserrechtlichen Erlaubnis erfolgt 
in einem Planfeststellungsverfahren, das die zu-
ständige Bergrechtsbehörde durchführt. In Nie-
dersachsen, Hamburg, Schleswig-Holstein und 
Bremen ist dies das Landesamt für Bergbau, Ener-
gie und Geologie („LBEG“). 

Ein solches Planfeststellungsverfahren gem. §§ 72 
ff. VwVfG enthält ein formelles Anhörungsverfah-
ren, in dem den betroffenen Behörden Gelegenheit 
zur Stellungnahme gegeben wird. Weiterhin fin-
det eine öffentliche Auslegung der Antragsunter-
lagen statt, bei der die Öffentlichkeit Einwendun-
gen vortragen kann. Dabei können auch Natur-
schutzverbände i .S .d. Bundesnaturschutzgeset-
zes („BNatSchG“) und Umweltverbände i .S. d. 
Umweltrechtsbehelfsgesetzes („UmwRG“) Stel-
lung nehmen. Nach Auswertung der eingegange-

nen Stellungnahmen sind diese im Rahmen eines 
Erörterungstermins zu verhandeln, sodass nach 
Möglichkeit Einigkeit über sie erzielt wird. Im An-
schluss daran entscheidet die Planfeststellungs-
behörde über die noch offenen Einwendungen im 
Rahmen des Planfeststellungsbeschlusses. 

Noch vor der förmlichen Öffentlichkeitsbeteili-
gung im Rahmen des Planfeststellungsverfah-
rens hat jedoch der Vorhabenträger bereits bei Er-
stellung der Antragsunterlagen gem. § 25 Abs. 3 
VwVfG eine frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung 
selbst durchzuführen und die Ergebnisse dieser 
Öffentlichkeitsbeteiligung zusammen mit den An-
tragsunterlagen der Planfeststellungsbehörde mit-
zuteilen. Damit können bereits mit der frühzei-
tigen Öffentlichkeitsbeteiligung die ersten Wei-
chen zum Erfolg des Genehmigungsverfahrens ge-
stellt werden.

Dieser kurze Aufriss der regulatorischen Rahmen-
bedingungen zeigt, dass an die Genehmigung ei-
nes Fracking-Vorhabens umfangreiche verfah-
rens- und materiell-rechtliche Anforderungen ge-
stellt werden. Um ein Fracking-Planfeststellungs-
verfahren zum Erfolg zu bringen, empfiehlt sich 
deshalb eine umfassende rechtliche Beratung.
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3. Unser Beratungsansatz

Bei einer solchen Beratung von Fracking-Vorhaben 
halten wir einen ganzheitlichen Beratungsansatz 
für zwingend erforderlich.

Grundlage ist selbstverständlich die detaillier-
te Prüfung der einzureichenden Antragsunterla-
gen, wie dem Rahmenbetriebsplan, der Umwelt-
verträglichkeitsstudie und dem Antrag auf wasser-
rechtliche Erlaubnis. Hierbei spielt insbesondere 
die Kommunikationsstruktur im Hinblick auf die 
umfangreiche Öffentlichkeitsbeteiligung eine ent-
scheidende Rolle.

Dies betrifft zum einen die interne Kommunika-
tion auf Seiten des Vorhabenträgers zwischen In-
house-Juristen, Inhouse-Technik und uns als ex-
ternen Rechtsberatern ebenso wie auch die Beglei-
tung einer solchen Maßnahme durch eine Medien-
agentur. Zudem ist auch die Abstimmung mit den 
zuständigen Behörden besonders bedeutsam. Es 
darf dabei nicht vergessen werden, dass neben der 
zuständigen Planfeststellungsbehörde auch die 
Landkreise als Untere Wasserbehörden und die 
betroffenen Kommunen zu beteiligen sind. Daher 
sollten gerade die kommunalen Behörden frühzei-
tig eingebunden werden. Schließlich werden auf-
grund der besonderen politischen Bedeutung von 
Fracking-Maßnahmen auch regelmäßig die zu-
ständigen Landesministerien, wie das Wirtschafts- 
und das Umweltministerium einzubinden sein. 

Zum anderen ist auch die Kommunikation im Rah-
men der Öffentlichkeitsbeteiligung von besonde-
rer Bedeutung. Dies betrifft gerade die Auswertung 
und Bewertung der vorgebrachten Einwendungen. 
Denn alle Einwendungen sind Gegenstand des Er-
örterungstermins. Dementsprechend ist eine um-
fassende Auswertung der Einwendungen und Vor-
bereitung des Erörterungstermins geboten, um 
nach Möglichkeit eine Einigung über die Einwen-
dungen im Erörterungstermin zu erzielen. 

Es sollte zudem besonderes Augenmerk auf die 
frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung vor Einrei-
chung der Antragsunterlagen gelegt werden. Ge-
rade bei dieser ersten Information der Öffentlich-
keit vor Antragseinreichung können die entschei-
den Weichen für den weiteren Gang des Genehmi-
gungsverfahrens gestellt werden. Daher empfeh-
len wir eine umfassende Vorbereitung und rechtli-
che Begleitung bereits bei der frühzeitigen Öffent-
lichkeitsbeteiligung. Besonderes Augenmerk soll-
te hierbei auch auf die umfassende und professio-
nelle Aufbereitung der Information der Öffentlich-
keit gelegt werden. 

Nicht aus den Augen zu verlieren ist auch, dass ne-
ben der betroffenen Öffentlichkeit auch anerkann-
te Naturschutzverbände und Umweltverbände ge-
gen einen Planfeststellungsbeschluss klagen kön-
nen. Dabei nehmen die Naturschutz- und Umwelt-
verbände die Rolle eines „Anwalts der Umwelt“ ein. 
Aufgrund europarechtlicher Vorgaben können sie 
insbesondere die Verletzung von umweltrechtli-
chen Vorschriften, wie etwa eine fehlerhaft durch-
geführte Umweltverträglichkeitsprüfung rügen. 
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Dementsprechend ist es ausgesprochen wichtig, 
gerade diese Verbände frühzeitig mit einzubezie-
hen und mit ihnen in einen Dialog einzutreten. 

Darüber hinaus darf auch die kommunalpolitische 
Komponente nicht außer Acht gelassen werden. 
Gerade im Hinblick auf die politische Brisanz von 
Fracking-Maßnahmen werden diese auf kommu-
naler Ebene regelmäßig nicht unumstritten sein. 
Auch aus diesem Grund ist bereits bei Erstellung 
der Antragsunterlagen eine Information und Ein-
bindung der kommunalpolitischen Funktionsträ-
ger anzustreben, um den erfolgreichen Abschluss 
eines Planfeststellungsverfahrens zu befördern.

Auch wenn sich mit diesem ganzheitlichen Bera-
tungsansatz Klagen gegen den Planfeststellungs-
beschluss nicht völlig verhindern lassen, so kön-
nen die Erfolgsaussichten solcher Klagen jedoch 
bereits im Vorfeld erheblich minimiert werden. 
Natürlich begleiten wir auch etwaige Klagever-
fahren gegen den Planfeststellungbeschluss. Da-
bei bieten wir eine „Beratung aus einer Hand“. Da-
durch können wir auf alle Erkenntnisse aus dem 
Genehmigungsverfahren ohne „Reibungsverlus-
te“ zurückgreifen, um dem Fracking-Projekt zum 
Erfolg zu verhelfen. Zudem verfügen wir über ei-
ne umfassende prozessuale Expertise, sodass wir 
auch in einem etwaig nachgelagerten Klageverfah-
ren die bestmögliche Betreuung liefern können.

Kommunikationsstruktur und Öffentlichkeitsbeteiligung 
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